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Antrag auf Informationshilfe

Der Antrag auf Informationshilfe ist schriftlich zu stellen 
oder dem Sekretär des Kreisgerichts zu> Protokoll zu geben. 
Er bedarf der Begründung. Aus ihr muß hervorgehen, wor
aus der Antragsteller seine Annahme gemäß § 3 Abs. 1 
Buchst, b herleitet, wann und auf welche Weise der Antrags
gegner zur Information aufgefordert wurde und wie dieser 
reagierte.

Wird ein solcher Antrag gestellt, hat der Sekretär zunächst 
zu prüfen, ob die Zuständigkeit gemäß § 3 Abs. 2 gegeben ist. 
Sofern sie mit dem Wohnsitz des Unterhaltsberechtigten be
gründet wird, ist bei der Prüfung von § 466 ZGB auszugehen. 
Wird wegen des laufenden Unterhalts bei einem anderen 
Kreisgericht als dem des Wohnsitzes des Unterhaltsberech
tigten vollstreckt, hat der Antragsteller die Wahl zwischen 
beiden Kreisgerichten. Im Falle seiner Beratung über das zu 
wählende Gericht sollte ihm empfohlen werden, das voll
streckende Kreisgericht anzurufen, weil dort mit einem ef
fektiveren Verfahren gerechnet werden kann.

Geht der Antrag bei einem örtlich nicht zuständigen Ge
richt ein, ist er an ein zuständiges Gericht weiterzuleiten und 
der Antragsteller darüber zu informieren. Der Sinn des ver
einfachten Verfahrens, unkompliziert Hilfe zu gewähren, ver
bietet es, in einem solchen Falle erst nachzufragen, ob Infor
mationshilfe durch das Gericht am Wohnsitz des Unterhalts
berechtigten oder durch das vollstreckende Gericht verlangt 
wird,, und dann durch beschwerdefähigen Beschluß zu ent
scheiden, wie das § 27 Abs. 1 Satz 2 ZPO für den Fall einer 
Klage vorsieht.

Liegt die örtliche Zuständigkeit vor, ist dem Antragsgeg
ner Gelegenheit zu geben, seine Darstellung des Sachverhalts 
und seine Rechtsauffassung vorzutragen (§ 4 Abs. 1). Die Frist, 
die ihm hierfür gesetzt wird, sollte nicht zu knapp bemessen 
werden. Sie muß sowohl die Zeit umfassen, die nach den ört
lichen Bedingungen für den zweimaligen Postlauf benötigt 
wird, als auch dem Antragsgegner ausreichend Zeit einräu
men, seine Stellungnahme zu formulieren sowie eine Lohn
bescheinigung einzuholen. Dem Antragsteller entstehen dar
aus keine Rechtsnachteile. Das ergibt sich aus den dargelegten 
möglichen Sanktionen bei Pflichtverletzungen. Hat der An
tragsgegner genügend Zeit zur Überlegung, kann er sich an
gesichts der unausweichlichen Folgen einer Pflichtverletzung 
auch in diesem Stadium noch besinnen, zur Information ent
schließen, ggf. vom Betrieb eine Lohnbescheinigung verlan
gen und diese der Stellungnahme beifügen.

Die USVO orientiert auf ein für die beteiligten Bürger, 
für die Gerichte und für die Referate Jugendhilfe rationelles 
und effektives Verfahren. Sie verlangt keine schriftliche 
Stellungnahme. Es ist deshalb zulässig, wenn der Antragsgeg
ner den auskunftsersuchenden Sekretär aufsucht und seine 
Erklärungen zu Protokoll gibt. Aus dem gleichen Grunde kann 
der Sekretär in geeigneten Fällen, z. B. wenn er ohnehin in 
einem anhängigen Vollstreckungsverfahren den Antragsgeg
ner gemäß § 95 ZPO vorlädt, von vornherein so Vorgehen, 
daß er ihm den Informationshilfeantrag übermittelt und ihn 
auffordert, zu dem anberaumten Termin seine Stellung
nahme abzugeben. Ist der Antragsteller bereit, ebenfalls zu 
diesem Termin zu erscheinen, kann auch eine Aussprache mit 
beiden Beteiligten zweckmäßig sein. In einer solchen Aus
sprache sollten nicht nur die gerade aktuellen Fragen der In
formation erörtert werden. Vielmehr ist auch die Einsicht 
und Bereitschaft zu fördern, sich bei künftigen Anlässen auch 
ohne Mitwirkung staatlicher Organe die notwendigen gegen
seitigen Informationen zu geben.

Nicht in allen Fällen muß bei begründetem Anlaß i. S. von 
§ 4 Abs. 1 Satz 2 eine Auskunft vom Betrieb eingeholt wer
den. Neben der Möglichkeit, daß der Antragsgegner zugleich 
mit seiner Stellungnahme umfassend informiert, ist es denk
bar, daß dem Sekretär aus einem gegen den Antragsgegner 
laufenden Vollstreckungsverfahren eine aktuelle und aus
reichende Auskunft des Betriebes zur Verfügung steht. Das 
kann z. B. der Fall sein, wenn der Sekretär für Zwecke der 
Vollstreckung gemäß § 95 Abs. 3 ZPO Auskünfte eingeholt 
hat, wenn sich aus der Mitteilung eines Drittschuldners ge
mäß § 100 ZPO der Nettodurchschnittsverdienst entnehmen

läßt, ein Drittschuldner eine Festlegung gemäß § 106 ZPO be
antragt hat oder über eine abweichende Festlegung der 
Pfändbarkeit gemäß § 107 ZPO entschieden werden muß bzw. 
unlängst entschieden wurde. Dem Antragsteller ist die vor
handene Auskunft zur Kenntnis zu geben. Analog kann auch 
verfahren werden, wenn in einem familienrechtlichen Ver
fahren zwischen dem Antragsgegner und einem Dritten eine 
aktuelle betriebliche Auskunft vorliegt. Die Nutzung bereits 
vorhandener Auskünfte erspart dem Gericht und dem Be
trieb des Antragsgegners unnötige Arbeit und ermöglicht es, 
dem Antragsteller die Information in kürzerer Zeit zu geben.

In diesen Fällen ist damit das Informationshilfeverfahren 
beendet. Je weiter unter den Unterhaltungsverpflichteten das 
Wissen über die Informationspflichten und die Möglichkei
ten des Informationshilfeverfahrens verbreitet ist, desto häu
figer wird das Verfahren spätestens mit der Stellungnahme 
des Antragsgegners enden.

Entscheidung des Sekretärs

Widerspricht der Antragsgegner in seiner Stellungnahme der 
Gewährung der Informationshilfe, muß der Sekretär das Vor
bringen beider Seiten gegeneinander abwägen und sich eine 
Meinung bilden, ob das Vorbringen des Antragstellers Anlaß 
zu der Annahme gibt, daß Informationspflichten verletzt wur
den und demzufolge die Auskunft einzuholen ist, oder ob die 
Argumente des Antragsgegners diese Annahme ausreichend 
widerlegen. Analog muß er die Begründetheit des Antrages 
beurteilen, wenn der Antragsgegner keine Stellungnahme ab
gibt. Hält er den Antrag für begründet, ist die Auskunft ein
zuholen.

Kommt der Sekretär zu der Auffassung, daß kein begrün
deter Anlaß zur Annahme einer Informationspflichtverlet
zung besteht, ist der Antrag zurückzuweisen (§ 4 Abs. 2). Die 
Zurückweisung muß nicht schriftlich erfolgen. Ist der An
tragsteller anwesend, kann sie mündlich erklärt werden. Zu
gleich sollte ihm erläutert werden, daß sein Recht auf Klage 
durch die Zurückweisung nicht berührt wird. Diese Erklä
rungen sind aktenkundig zu machen. In der Regel werden sie 
allerdings schriftlich mitzuteilen sein.

Das Recht des Sekretärs, Auskünfte einzuholen, beinhal
tet zugleich die Pflicht der Betriebe, die verlangten Auskünfte 
zu erteilen. Der Inhalt der Auskunft über das Durchschnitts
einkommen ist identisch mit den Festlegungen in den Ziff. 2.1. 
und 2.2. der Unterhaltsrichtlinie, so daß es hierzu keiner wei
teren Erläuterung bedarf. Es soll jedoch darauf aufmerksam 
gemacht werden, daß der Betrieb auch über andere ihm be
kannte wiederkehrende Einnahmen des Unterhaltsverpflich
teten Auskunft zu geben hat. Um die Verantwortung der Be
triebe deutlich zu machen, die sie gemäß § 2 Abs. 4 für die 
ordnungsgemäße Erfüllung der Informationspflichten bei ih
nen Beschäftigter und — wenn diese Bemühungen nicht wirk
sam werden — bei der Sicherung der richtigen Unterhalts
höhe haben, soll hier allein auf die in Rechtsvorschriften ge
regelte Zustimmung des Beschäftigungsbetriebes zur Leistung 
zusätzlicher Arbeit hingewiesen werden.7 Erhält der Betrieb 
das Auskunftsersuchen des Sekretärs, hat er somit zu über
prüfen, ob eine derartige Zustimmung vom zuständigen Lei
ter oder leitenden Mitarbeiter erteilt wurde. Ist das der Fall, 
muß das in der Auskunft konkrpt mitgeteilt werden. Für den 
Sekretär ergibt sich daraus u. U. die Notwendigkeit, nunmehr 
ein weiteres Auskunftsersuchen an den Betrieb zu richten, in 
dem der Unterhaltsverpflichtete zusätzliche Arbeit leistet. 
Ähnlich ist zu verfahren, wenn der Antragsgegner aus indi
vidueller Tierhaltung, Obst- oder Blumenzucht oder anderer 
landwirtschaftlicher Tätigkeit Einnahmen erzielt. Die land
wirtschaftlichen Betriebe (VEG oder LPG) sind häufig in der 
Lage und dann auch verpflichtet mitzuteilen, was sie über 
Art und Umfang der individuellen Produktion sowie darüber * §

7 Vgl. z. B. § 4 der АО über die Zulässigkeit, Vergütung und Kon
trolle von zusätzlicher Arbeit bei der Vorbereitung und Durch
führung von Baumaßnahmen vom 25. August 1975 (GBl. I Nr. 35 
S. 632); §§ 4 und 5 der АО über die nebenberufliche Tätigkeit von 
Bürgern als Taxifahrer vom 29. August 1986 (GBl. I Nr. 28 S. 393);
§ 4 der Honoraranordnung Softwareleistungen vom 27. Oktober 1987 
(GBl. I Nr. 28 S. 273).


